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Defizitanalyse 

Das derzeitige kriminalstatistische 
System beeinträchtigt die Möglichkei-
ten aussagekräftiger Grundlagenfor-
schung zu Struktur und Entwicklung 
der Kriminalität in Deutschland, auch 
im Vergleich zu anderen, vor allem be-
nachbarten europäischen Staaten. Es 
begrenzt darüber hinaus auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene an- 
gewandte bzw. praxisorientierte  
Forschung, beispielsweise zu den Ef-
fekten von kriminalpräventiven Pro-
grammen. Schließlich ist es im Hinblick 
auf die Anforderungen einer rationa-
len, evidenzbasierten Kriminalpolitik 
optimierungsbedürftig. 

Die Politik braucht aktuelle und ver-
lässliche statistische Nachweise über 
Ausmaß, Struktur und Entwicklung der 
registrierten Kriminalität einerseits, 
über die Strafverfolgung, Strafvollstre-
ckung und den Strafvollzug anderer-
seits. Solche Nachweise sind unerläss-
lich als Grundlage für alle weiteren 
erfolgreichen Planungen und Entschei-
dungen von kriminal- und strafrechts-
politischen Maßnahmen und zudem zur 
Kontrolle der bestehenden Systeme. 

Optimierung der 
Kriminal- und Strafrechts- 
pflegestatistiken in Bund  
und Ländern – Ein Aufruf
Vorschlag für eine Koalitionsvereinbarung auf Bundesebene

Wolfgang Heinz & Hans-Jürgen Kerner
Die Verfasser sind der auf langjährige Erfahrung gegründeten Ansicht, 
 �dass es dringlich an der Zeit ist, in Deutschland die Informationen der 

Polizeilichen Kriminalstatistik und der (Straf-)Rechtspflegestatistiken 
dergestalt zu optimieren, dass deren Ergebnisse miteinander optimal 
vergleichbar und aufeinander beziehbar werden,

 �dass eine Verlaufsstatistik etabliert werden muss, die eng an europäische 
und internationale Entwicklungen anknüpft,

 �dass die Periodischen Sicherheitsberichte der Bundesregierung die nach 
zwei Ausgaben 2001 und 2006 eingestellt wurden, wieder aufgenommen 
und vor allem auf gesetzlicher Grundlage verstetigt werden.

Die Verfasser bitten herzlich, sich dieser Initiative durch persönlichen Beitritt 
oder als Institution anzuschließen (siehe unten).

1. �Fehlende Verbindung zwischen 
vorhandenen Statistiken

Es fehlt in Deutschland nicht an Sta-
tistiken zu verschiedenen Einzelberei-
chen bzw. Institutionen. So gibt es 
beispielsweise 

■■ die Polizeiliche Kriminalstatistik, 
■■ die Staatsanwaltschaftsstatistik, 
■■ die Strafverfolgungsstatistik, 
■■ die Bewährungshilfestatistik, 
■■ �die Strafvollzugs- und Maßregelvoll-
zugsstatistik.
Das gegenwärtige deutsche System 

der Kriminal- und Strafrechtspflege-
statistiken ist jedoch gekennzeichnet 
durch einen eklatanten Mangel an Ver-
bindungen zwischen den einzelnen 
Statistiken. Sie dienen verschiedenen 
Zwecken. Sie weisen jeweils spezifi-
sche Erhebungseinheiten und -merk-
male auf. Sie verfolgen (zum Teil)  
unterschiedliche Erhebungs- und Auf-
bereitungskonzepte sowie insbeson-
dere unterschiedliche Zählweisen. 
Ihre Ergebnisse sind deshalb nur be-
dingt miteinander vergleichbar und 
nicht aufeinander beziehbar.

Dieses System ist deshalb in mehrfa-
cher Hinsicht optimierungsbedürftig.

2. �Fehlende gesetzliche Grundlage  
der Strafrechtspflegestatistiken 

Im Unterschied zur Polizeilichen 
Kriminalstatistik fehlt den Straf-
rechtspflegestatistiken jegliche ge-
setzliche Grundlage. Dieser Mangel ist 
bereits in datenschutzrechtlicher 
Hinsicht sehr problematisch. Sodann 
führt er dazu, dass die Führung von 
einzelnen Strafrechtspflegestatisti-
ken unterbleiben kann, ohne dass sol-
ches irgendwelche Folgen nach sich 
ziehen müsste. 

Die vollständige Abhängigkeit der 
Datenerhebungen von landesinter-
nen Verwaltungsanordnungen trägt 
dazu bei, dass über Jahre und teilwei-
se Jahrzehnte hinweg kein bundes-
weit verlässliches Bild der staatlichen 
Reaktionen auf Straftaten bzw. des 
Umgangs mit Straftätern/Verurteil-
ten gezeichnet und bewertet werden 
kann. 

Dazu Beispiel 1: Die Statistik über 
die von den Strafgerichten wegen 
Straftaten abgeurteilten, verurteilten, 
bestraften oder auch sonst abschlie-
ßend behandelten Personen (Strafver-
folgungsstatistik) für Deutschland ins-
gesamt wurde nicht bereits 1991, wie 
es wünschenswert gewesen wäre, 
sondern erst 2007 flächendeckend ein-
geführt. 

Dazu Beispiel 2: Andere Rechtspfle-
gestatistiken von erheblicher rechts-
politischer Bedeutung werden nicht 
mehr fortgeführt. So aktualisiert das 
Statistische Bundesamt die Statistik 
über die Unterstellung von Verurteil-
ten bzw. Strafentlassenen unter Be-
währungsaufsicht, auch Führungsauf-
sicht (Bewährungshilfestatistik), seit 
2011 und die Statistik über den Vollzug 
der Maßregeln der Besserung und Si-
cherung (Maßregelvollzugsstatistik) 
mangels flächendeckender Angaben 
seit 2013/2014 nicht mehr.
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3. �Fehlende Aktualisierung der 
Erhebungsmerkmale in den 
Strafrechtspflegestatistiken 

Auch die Inhalte der Strafrechtspfle-
gestatistiken werden mangels bun-
desgesetzlicher Grundlage nicht 
durch Gesetz bzw. Durchführungsver-
ordnung festgelegt. Vielmehr werden 
sie in statistikspezifischen Ausschüs-
sen der Länder und des Bundes ausge-
handelt. 

Dringend angesagte Anpassungen 
der Merkmalskataloge an neue Frage-
stellungen sowie der Aufberei- 
tungsverfahren an die gewandelten  
technisch-organisatorischen Rahmen-
bedingungen sind weitgehend unter-
blieben, unter anderem infolge unter-
schiedlicher Interessenlagen in bzw. 
zwischen den Ländern oder zwischen 
den Ländern und dem Bund. 

Die Umsetzung der kriminalpoliti-
schen Reformen der letzten 50 Jahre 
kann mit den verfügbaren statisti-
schen Daten nur zu einem sehr klei-
nen Teil nachgewiesen werden. 

Anschauliches Beispiel für die Fol-
gen: Die Bundesregierung sah sich ge-
nötigt, die Große Anfrage zum „Ju-
gendstrafrecht im 21. Jahrhundert“ 
überwiegend dahingehend zu beant-
worten, es lägen ihr keine empirischen 
Erkenntnisse vor, weil keine entspre-
chenden statistischen Daten erhoben 
würden (vgl. BT-Drs. 16/13142 vom 
26.5.2009).

4. �Lückenhaftes Datenmaterial  
zu kriminalpolitisch relevanten 
Eckdaten

Das derzeit verfügbare Datenmate-
rial der amtlichen Kriminal- und Straf-
rechtspflegestatistiken genügt den 
Anforderungen für eine auf Präventi-
on ausgerichtete, evidenzbasierte Kri-
minalpolitik weitgehend nicht. 

Pointiert führt diesen Mangel die in 
der Wissenschaft verbreitete Formu-
lierung von einer „Kriminalpolitik im 
Blindflug“ vor Augen. Viele Befunde 
fehlen, die für die Beantwortung wich-
tiger Fragen unerlässlich sind. So ist 
beispielsweise unbekannt, 

■■ �ob der Anstieg der polizeilich regis
trierten Kriminalität einen „realen“ 
Kriminalitätsanstieg widerspiegelt 
oder ob lediglich mehr angezeigt 
wird, 

■■ �wie die deliktspezifische Einstel-
lungspraxis der Staatsanwaltschaf-
ten in Abhängigkeit von Merkmalen 
der Beschuldigten, wie z. B. Alter 
oder Vorbelastung ausgeprägt ist, 

■■ �wie häufig Verurteilungen im Straf-
befehlsverfahren erfolgen oder nach 
Hauptverhandlung mit oder ohne 
„Verständigung im Strafverfahren“, 

■■ �weshalb nur ein geringer Teil der Ge-
walttäter auch wegen solcher Delik-
te verurteilt wird, derzeit z. B. nur in 
20 % der wegen eines vorsätzlichen 
Tötungsdelikts ermittelten Tatver-
dächtigen, 

■■ �wie viele Geldstrafen „notleidend“ 
werden und wie viele Personen jähr-
lich eine Ersatzfreiheitsstrafe verbü-
ßen, 

■■ �wie lang die durchschnittliche Dauer 
von U-Haft ist, 

■■ �wie lang die durchschnittliche Dauer 
von lebenslanger Freiheitsstrafe ist, 

■■ �bei wie vielen Gefangenen eine vor-
behaltene oder nachträgliche Siche-
rungsverwahrung vollstreckt wird, 

■■ �wie hoch die Rückfallraten nach Ver-
urteilung ausfallen, einerseits spe- 
zifisch nach Delikten, andererseits  
spezifisch nach Merkmalen der Verur-
teilten. (Bei den sehr verdienstvollen 
bisherigen bundesweiten Legalbe-
währungsstudien, die im Auftrag des 
BMJV durchgeführt wurden, handelt 
es sich um wissenschaftliche For-
schungsprojekte ohne sichere Grund-
lage für die Zukunft, nicht aber um re-
gelmäßige amtliche Statistiken.)

Vorschlag zur Abhilfe der festgestell-
ten Defizite:

Die inhaltlich und regional lücken-
haften sowie unverbunden nebenein-
anderstehenden Kriminal- und Straf-
rechtsstatistiken sollten deshalb 
ergänzt werden, insbesondere durch 

■■ �regelmäßig bundesweit durchge-
führte Dunkelfeldstudien (zu Tätern 
und Opfern),

■■ �personenbezogene Beschuldigten- 
und Rückfallstatistiken sowie 

■■ �eine verbesserte Strafvollzugsstatistik. 
Ferner sollten die Erhebungsmerk-

male dem gegenwärtigen Stand der 
kriminalpolitischen Reformen ange-
passt und ihre Aktualisierung durch 
Durchführungsverordnungen verein-
facht werden. Das wird durch ein  
Bundesgesetz, d. h. durch ein vom 
Bundesministerium der Justiz und 
Verbraucherschutz vorzubereitendes 
Strafrechtspflegestatistikgesetz, zu 
verwirklichen sein.

5. Fehlende Verlaufsstatistik

Infolge des dargestellten Umstan-
des, dass die verfügbaren Statistiken 
unverbunden sind, kann beispielswei-
se nicht ermittelt werden, weshalb 

nur 20 % der wegen eines vorsätzli-
chen Tötungsdeliktes ermittelten Tat-
verdächtigen auch wegen eines derar-
tigen Deliktes rechtskräftig verurteilt 
werden. 

Um hier Aufklärung schaffen zu kön-
nen, bedarf es einer Verlaufsstatistik. 
Diese ist dergestalt umzusetzen, dass 
ermittelt werden kann, in welcher Ins-
tanz (Staatsanwaltschaft, Gericht) und 
aus welchen Gründen der polizeiliche 
Tatverdacht geändert wird. 

Im digitalen Zeitalter erfordert die 
Planung und Verwirklichung einer Ver-
laufsstatistik zwar organisatorischen 
und finanziellen Aufwand, stellt je-
doch methodologisch und informati-
onstechnisch kein unüberwindbares 
Problem dar. 

6. �Fehlende zusammenfassende 
Berichterstattung 

Das Bild der Kriminalität wird von 
den Daten der Polizeilichen Kriminal-
statistik geprägt, also von der Situati-
on des Verdachts. Die staatlichen Re-
aktionen, die ihren Niederschlag in 
den Strafrechtspflegestatistiken fin-
den, werden in der Öffentlichkeit zu-
meist nur bei Extremfällen beachtet. 

Eine beachtliche Ausnahme von 
dieser Regel gab es in Deutschland 
bislang nur durch den „Periodischen 
Sicherheitsbericht“ der Bundesregie-
rung. Er war leider nur zweimal, in den 
Jahren 2001 und 2006, unter gemeinsa-
mer Federführung von BMI und BMJV 
erarbeitet worden und wurde zu 
Recht verbreitet als umfassende und 
bewährte kriminalpolitische Bestands-
aufnahme betrachtet. Die Ursachen 
bzw. rechtspolitischen Gründe für den 
Abbruch der „Periodizität“ wurden 
niemals öffentlich bekannt. 

Da der „Periodische Sicherheitsbe-
richt“ nur auf einer Koalitionsverein-
barung beruhte, konnte – ebenso wie 
bei den lediglich auf Verwaltungsan-
ordnungen beruhenden Strafrechts-
pflegestatistiken – von seiner Fortfüh-
rung begründungslos abgesehen 
werden.

Vorschlag für eine Koalitions- 
vereinbarung zur Optimierung 
der bestehenden Kriminal- und 
Strafrechtspflegestatistiken in 
der 19. Wahlperiode 

Erste Schlussfolgerung: 
Ein Periodischer Sicherheitsbericht 

sollte in der 19. und in jeder weiteren 
Wahlperiode vorgelegt werden. Für 
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Kai Seidensticker
Im Zuge einer großflächigen Aktenanalyse zum Thema Wohnungseinbruch-
diebstahl (Landeskriminalamt NRW 2017) und der Befassung mit der Methode 
des Predictive Policing im Landeskriminalamt NRW ging das Interesse an der 
Erweiterung bisheriger räumlicher Kenntnisse in Bezug auf Kriminalitätsge-
schehen einher. In diesem Zusammenhang erschien insbesondere die For-
schung von David Weisburd zur Konzentration von Kriminalität auf nur wenige 
Straßenabschnitte als sehr vielversprechend. Indem Kriminalität auf ortsbezo-
gene Faktoren zurückgeführt wird, ermöglicht es dieser Forschungsansatz der 
Polizei sowie den sonstigen Akteuren der Kriminalitätsprävention, ihre 
Bemühungen punktgenau auf einen Ort zu konzentrieren.

David Weisburd, welcher als welt-
weit führender Vertreter einer „place-
based criminology“ gilt, konnte in sei-
nen Studien unter anderem für Seattle 
(Weisburd, Groff & Yang 2012), Tel Aviv 
(Weisburd & Amram 2017) und Den 
Haag (Steenbeck & Weisburd 2016) zei-
gen, dass sich die Hälfte der Gesamt-
kriminalität in diesen Städten auf ge-
rade 5 bis 7 % der Straßenabschnitte, 
sogenannte Mikrosegmente, redu-
ziert. Dabei wird unter einem Mikro-
segment ein besonders kleinteiliger 

die Sicherung der „Periodizität“ ist 
eine gesetzliche Grundlage unerläss-
lich. Dabei können in jedem einzelnen 
Bericht neben den grundlegenden 
ständigen Berichtsbereichen solche 
speziellen Kapitel eingefügt werden, 
die entweder besonders akuten oder 
dringenden kriminalpolitischen, krimi-
nalpräventiven oder Sicherheitsbe-
langen gewidmet sind.

Zweite Schlussfolgerung:
Es wird eine spezifische Koalitions-

vereinbarung vorgeschlagen mit fol-
genden Inhalten:
1. �Die bestehenden Kriminal- und 

Strafrechtspflegestatistiken werden 
alsbald und nachhaltig optimiert, 
insbesondere durch Einführung ei-
nes Strafrechtspflegestatistikgeset-
zes 

■■ �zur datenschutz- und haushalts-
rechtlichen Absicherung dieser Sta-
tistiken, 

■■ �zur Gewährleistung regelmäßiger, 
statistikbegleitender Dunkelfeldstu-
dien, 

■■ �zur Einführung von personenbezo-
genen Beschuldigten- und Rückfall-

Dem Aufruf sind bereits zahlreiche 
Personen und Institutionen gefolgt. 
Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie 
uns Ihre Zustimmung möglichst bald 
zusenden könnten (Adresse Prof. Ker-
ner siehe unten). Wir werden dann 
eine alphabetische Liste erstellen und 
diese am Ende des Vorschlags-Textes 
anfügen. Angaben zur Rückantwort:

„Ich schließe mich dem Aufruf der 
Professoren Dres. Wolfgang Heinz und 
Hans-Jürgen Kerner zur Optimierung 
der Kriminal- und Strafrechtspflegesta-
tistiken an“

Name, Vorname, Akademischer Titel 
(optional), Berufliche Stellung (optio-
nal), Arbeitsstelle /Dienststelle (optio-
nal), Wohnort, Datum, Unterschrift.

Initiatoren des Vorschlags und Aufrufs; Konstanz und  
Tübingen, 10. November 2017: 
Prof. em. Dr. Wolfgang Heinz 
wolfgang.heinz@uni-konstanz.de 
Postanschrift: Holdersteig 13, 78465 Konstanz 
Seniorprof. Dr. Hans-Jürgen Kerner, Eberhard Karls  
Universität Tübingen 
hans-juergen.kerner@uni-tuebingen.de 
Anschrift: Institut für Kriminologie, Sand 7, 72076 Tübingen

WOHNUNGSEINBRUCHDIEBSTAHL

Kriminalität in  
Mikrosegmenten
Ergebnisse einer Auswertung für Essen und 
Mülheim an der Ruhr

statistiken und zur Umgestaltung 
der Strafvollzugsstatistik, 

■■ �zu Anpassungen der Merkmalskata-
loge der bestehenden Statistiken an 
neue Fragestellungen, 

■■ �zur Sicherung der Periodizität des 
Sicherheitsberichts. 

2. �Die Verbindung von Polizeilicher  
Kriminalstatistik und den Straf-
rechtspflegestatistiken zu einer 
Verlaufsstatistik wird mittelfristig 
angestrebt, zunächst jedoch durch 
eine Machbarkeitsstudie unter Be-
teiligung von Praxis und Wissen-
schaft hinsichtlich der Struktur der 
Daten sowie den zu harmonisieren-
den Einzelmerkmalen geprüft. 

Anregung für eine Formulierung: 
Eine geeignete Koalitionsvereinba-
rung könnte – inhaltlich weniger 
festgelegt – lauten: 
„Wir werden durch ein Strafrechts-
pflegestatistikgesetz die Vorausset-
zungen für eine Optimierung der 
Kriminal- und Strafrechtspflegesta-
tistiken schaffen und durch eine 
Machbarkeitsstudie die Erstellung 
einer Verlaufsstatistik prüfen.“
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Straßenabschnitt verstanden, welcher 
sich nur von einer Straßeneinmün-
dung bis zur nächsten erstreckt. In der 
für Kriminalitätsstatistiken verwende-
ten geografischen Auflösung werden 
diese Mikrosegmente in der quartier- 
oder stadtteilbezogenen Analysepers-
pektive nicht erfasst, sodass eine ziel-
gerichtete Präventionsarbeit häufig 
nicht möglich ist. Auch im Bereich des 
Predictive Policing werden solch klein-
teilige Raumeinheiten häufig nicht ei-
genständig betrachtet.

Im Bereich des Wohnungseinbruch-
diebstahls zeigt sich, dass eine große 
Anzahl von Tatorten im Zeitverlauf 
wiederholt von Einbrüchen betroffen 

ist. Dieses als „repeat victimization“ 
bezeichnete Phänomen ist zudem 
eine der Grundlagen des Predictive 
Policing, einer Methode zur Prognose 
künftiger Kriminalitätsrisiken unter 
Verwendung verschiedener Daten-
quellen (vgl. Pollich & Bode 2017: 2). 
Die wiederholte Viktimisierung von 
Tatorten lässt vermuten, dass diese 
über bestimmte Merkmale verfügen, 
die sie für Täter besonders attraktiv 
machen. Bisher ist es allerdings noch 
nicht gelungen, diese Merkmale ge-
nau zu bestimmen. Gerade im Rahmen 
der Kriminalitätsprävention wäre die 
Identifizierung dieser Charakteristika 
von großer Bedeutung. 

Untersuchungsdesign

Im Rahmen des Pro-
jekts SKALA (System zur 
Kriminalitätsauswer-
tung und Lageantizipa-
tion) des LKA NRW wur-
de eine erste Analyse 
von Kriminalität in Mik-
rosegmenten durch-
geführt. Die Analyse 
basiert auf Datensät-
zen aus dem Vorgangs-
bearbeitungssystem 
der Polizei NRW (IGVP) 
und wird durch im Pro-
jekt verfügbare raum- 
und zeitbezogene so-
zioökonomische und 
soziostrukturelle Da-
ten ergänzt.1 Räumlich 
erstreckt sich die Ana-
lyse auf den Bezirk des 
Polizeipräsidiums Es-
sen, welcher die Städte 
Essen und Mülheim an 
der Ruhr umfasst. Ziel 
ist zunächst eine erste 
Prüfung der Übertrag-
barkeit von Weisburds 
Erkenntnissen zur Kon-
zentration der Krimina-
lität auf eine nord-
rhein-westfälische 
Stadtstruktur. Darüber 
hinaus wird diese Kon-
zentration auch de-
liktspezifisch, zunächst 
am Delikt Wohnungs-
einbruchdiebstahl, ge-
prüft, da gerade eine 
deliktspezifische For-
schung für die Effizi-
enzsteigerung (polizei-
licher) Präventions- 
maßnahmen erforder-
lich ist. Der Betrach-

tungszeitraum vergleicht die Jahre 
2014 und 2016 sowie einen Querschnitt 
der Jahre 2012 bis 2016. Bei der zu Be-
ginn durchgeführten Datenaufberei-
tung wurden für die Analyse nur Taten 
berücksichtigt, welche im polizeili-
chen Vorgangsbearbeitungssystem 
mit einer möglichst exakten räumli-
chen Verortung hinterlegt waren, um 
mögliche Verzerrungseffekte zu ver-
ringern. Darüber hinaus wurden Ver-
kehrsdelikte ebenfalls aus der Analyse 
ausgeschlossen.

1 �Die aus dem Vorgangsbearbeitungssystem IGVP 
stammenden Daten sind nur bedingt mit den PKS-Daten 
vergleichbar, da sich diese jeweils auf unterschiedliche 
Referenzzeitpunkte beziehen.

Abbildung 1: WED-Belastung in Essen & Mülheim 2014 (Vergleich von Mikrosegmenten und Wohnquartieren)

Abbildung 2: WED-Belastung in Essen & Mülheim 2016 (Vergleich von Mikrosegmenten und Wohnquartieren)

Mikrosegmente (WED 2014) Wohnquartiere (WED 2014)

Mikrosegmente (WED 2016) Wohnquartiere (WED 2016)
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Bisherige Ergebnisse am Beispiel 
des Wohnungseinbruchdiebstahls

Der Bereich des Polizeipräsidiums 
Essen verfügt laut den im Projekt vor-
liegenden Daten über 14 860 Mikro-
segmente, welche im Jahr 2016 mit 
77 293 IGVP-Fällen (Gesamtkriminali-
tät) belegt waren. Von diesen Fällen 
verteilen sich 50 % (38 647) auf 634 Mi
krosegmente. Dies entspricht einem 
Anteil von 4,27 %. Wird nur 1 % der 
Straßenabschnitte betrachtet, treten 
in diesem 29,6 % aller Delikte auf.

Mit Blick auf das Wohnungsein-
bruchgeschehen des Jahres 2014 zeigt 
sich, dass 50 % der Einbrüche (3148) auf 
nur 4,58 % der Mikrosegmente verteilt 
sind. Verglichen mit dem Wohnungs-
einbruchgeschehen von 2016 zeichnet 
sich ein ähnliches Bild ab: Hier vertei-
len sich 50 % des Geschehens (2766) auf 
4,70 % der Mikrosegmente. Damit wird 
deutlich, dass in beiden betrachteten 
Zeiträumen in dem geringen Anteil 
von 5 % der Straßenabschnitte mehr 
als 50 % der Wohnungseinbrüche ge-
schehen. Eine etwas größere Streuung 
deutet sich an, wenn der Zeitraum 
ausgedehnt und die Jahre 2012 bis 
2016 im Überblick betrachtet werden. 
Dann verteilen sich 50 % der Einbrüche 
auf 9,27 % der Mikrosegmente. Diese 
Auswertung repliziert das Ergebnis 
von Andresen und Malleson (2011), 
welche für die Stadt Vancouver im Jahr 
1991 in circa 8 % der Straßensegmente 
50 % der gesamten Einbruchsbelas-
tung verorten konnten. 

Verglichen mit einer höheren Aggre-
gationsebene, nämlich der Betrach-
tung des Wohnungseinbruchgesche-
hens auf Wohnquartiersebene, zeigt 
sich ein Anteil von 23,68 % (2014) bzw. 
24,97 % (2016) aller Wohnquartiere, in 
welchen sich 50 % des Einbruchgesche-
hens des Betrachtungszeitraums ereig-
neten (Abb. 1 und Abb. 2). Die differen-
ziertere Betrachtung auf Straßenab- 
schnittsebene zeigt damit eine stärke-
re Verteilung des Einbruchgeschehens. 
Auch hierbei wird in Anlehnung an And-
resen und Malleson (2011) deutlich, 
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dass die anhand von räumlichen Analy-
sen getroffenen Aussagen je nach ge-
wähltem Maßstab stark variieren kön-

nen, was ein starkes Argument für die 
Notwendigkeit möglichst kleinräumi-
ger Kriminalitätsanalysen darstellt.

Tabelle 1: Anteil der Raumeinheiten am WED-Aufkommen

Raumeinheit Kategorie 1: Anteil der Raum-
einheiten, welche für 50 % des 
WED verantwortlich sind (in %)

Kategorie 2: Anteil der Raum-
einheiten, in welchen mindes-
tens 1 WED geschehen ist (in %)

Kategorie 3: Anteil der Raum-
einheiten mit mindestens 1 Tat, 
welche für 50 % des WED 
verantwortlich sind (in %)

Zeitraum 2014 2016 2012–2016 2014 2016 2012–2016 2014 2016 2012–2016

Wohnquartier 23,68 24,97 30,25 92,54 93,31 100 26,98 26,76 30,25

Straßenabschnitt   4,58   4,70   9,27 21,19 14,12   42,48 21,63 33,32 21,82
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Betrachtet man die Raumeinheiten, 
in welchen sich mindestens eine Tat 
im Betrachtungszeitraum ereignet 
hat (Tabelle 1), so zeigt sich für 2014 
ein Anteil an belasteten Straßenab-
schnitten von 21,19 % (2014). Für 2016 
verringert sich dieser noch einmal auf 
14,12 % (2016). Anders ausgedrückt  
bedeutet dies, dass fast 80 % der Stra-
ßenabschnitte im Bezirk des Polizei-
präsidiums Essen nicht von Woh
nungseinbruchtaten betroffen sind. 
Bei einem größeren Zeitraum (2012  
bis 2016) sind noch immer mehr als  
die Hälfte aller Straßenabschnitte 
(57,52 %) nicht von Wohnungseinbrü-
chen betroffen.

Insgesamt treten im Vergleich der 
Jahre 2014 und 2016 4354 Mikroseg-
mente auf, die mindestens einen Woh-
nungseinbruch aufweisen. Dabei sind 
727 identische Segmente in beiden 
Jahren durch mindestens einen Ein-
bruch belastet, was insgesamt zu ei-
ner Reduktion auf nur noch 3627 un-
terschiedliche Mikrosegmente in den 
beiden Jahren führt. Diese 727 identi-
schen Straßenabschnitte (4,89 % aller 
Mikrosegmente) sind dabei für 38,54 % 

(2016) beziehungsweise 37,22 % (2014) 
aller Einbrüche verantwortlich.

Fazit: Mikrosegmente als Ansatz 
für Prävention

Die bisherigen Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass sich die Erkenntnisse 
von Weisburd möglicherweise auch auf 
den Bezirk einer großen Kreispolizeibe-
hörde in Nordrhein-Westfalen übertra-
gen lassen. Wie in Weisburds Studien 
zeigte sich auch hier, dass 50 % der Ge-
samtkriminalität auf nur einen kleinen 
Anteil der Mikrosegmente verteilt ist 
(hier: 3,86 %). Darüber hinaus konnte 
gezeigt werden, dass auch die delikt
spezifische Betrachtung am Beispiel 
des Wohnungseinbruchdiebstahls eine 
ähnliche Verteilung aufweist. Die in 
dieser Analyse festgestellten Variatio-
nen von Kriminalität in unterschiedli-
chen Mikrosegmenten deuten folglich 
darauf hin, dass Städte, Stadtteile und 
sogar Quartiere viel differenzierter und 
kleinteiliger betrachtet werden sollten. 
Aus diesem Grund sollten sich Analysen 
des Kriminalitätsgeschehens und dar-

auf aufbauende kriminalpräventive 
Empfehlungen ebenfalls an räumlichen 
Mikrosegmenten orientieren. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund nur be-
grenzter kriminalpräventiver Ressour-
cen könnte die Ausrichtung von 
Kriminalprävention an Straßenabschnit-
ten zu einer Effizienz- und Effektivitäts-
steigerung durchgeführter Maßnah-
men führen.

Kai Seidensticker ist Mitarbeiter der kriminalistisch- 
kriminologischen Forschungsstelle des LKA NRW.
Kontakt: Kai.Seidensticker@polizei.nrw.de
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KOMMUNALE PRÄVENTION

Weniger Einbrüche und ein 
besseres Sicherheitsgefühl
„Sichere Adresse Neuenhagen“ – ein Erfolgsmodell  
kommunaler Kriminalprävention

Interview mit Janina Meyer-Klepsch,  
Jürgen Schirrmeister & Marcus Kober
Nach dreijähriger Projektlaufzeit ist das Projekt zur Vorbeugung von Eigen-
tumskriminalität in die laufende Verwaltungsarbeit der Gemeinde integriert 
worden. Henning van den Brink vom forum kriminalprävention sprach mit 
den Projektbeteiligten Janina Meyer-Klepsch (Fachbereichsleiterin Bauverwal-
tung und öffentliche Ordnung der Gemeindeverwaltung Neuenhagen), Jürgen 
Schirrmeister (Koordinator der polizeilichen Prävention in der Polizeiinspek
tion Strausberg) und Marcus Kober (wissenschaftlicher Projektbegleiter, 
Nationales Zentrum für Kriminalprävention/NZK) über Erfolge und Gelingens-
bedingungen des Projektes.

Einbruchvorbeugung ist ja kein neues 
Thema für die Polizei. Was macht für 
Sie daher das Besondere des Projektes 
„Sichere Adresse Neuenhagen“ aus?

Jürgen Schirrmeister: Als Koordina-
tor für die polizeiliche Prävention be-
rate ich seit vielen Jahren Bürger zu 
Möglichkeiten der Einbruchvorbeu-
gung. Inhaltlich entspricht der polizei-
liche Projektbeitrag weitgehend der 
normalen Beratungstätigkeit, wie sie 
von der Polizei im Rahmen ihrer Prä-
ventionsarbeit geleistet wird. Beson-
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ders bemerkenswert an diesem Pro-
jekt ist, dass die Initiative, die 
Projektverantwortung sowie das 
meiste Engagement von der Gemein-
de Neuenhagen selbst ausgeht. Im Be-
reich der Einbruchvorbeugung ist dies 
besonders ungewöhnlich, weil das 
Thema in erster Linie der Polizei zuge-
schrieben wird. In Neuenhagen war es 
so, dass die Gemeinde selbst die Initia-
tive ergriffen hat. Danach war schnell 
klar, dass Akteure am Werk sind, die 
gemeinsam Maßnahmen in einem Pro-
jekt durchführen wollen. Für uns un-
gewöhnlich konnten wir im Projekt als 
gleichberechtigter Projektpartner 
mitwirken und mussten nicht, wie 
sonst häufig üblich, Mitstreiter erst 
von der Notwendigkeit gemeinsamen 
Handelns überzeugen.

In der Tat überrascht dieses kommu-
nale Engagement im Bereich des Ein-
bruchschutzes. Frau Meyer-Klepsch, 
was hat die Gemeinde Neuenhagen 
veranlasst, sich mit der Vorbeugung 
von Eigentumsdiebstahl zu befassen 
und sogar ein Projekt zu diesem The-
ma anzuregen?

Janina Meyer-Klepsch: Mitursäch-
lich dafür waren zum einen gestiege-
ne Fallzahlen im Bereich der Eigen-
tumskriminalität, die in Neuenhagen 
– wie auch in vielen Kommunen Bran-
denburgs – im Jahr 2013 zu verzeich-
nen gewesen sind. Entscheidend kam 
in Neuenhagen jedoch hinzu, dass das 
Thema Eigentumskriminalität zum 
Ortsgespräch wurde und damit das 
subjektive Sicherheitsgefühl der Bür-
gerinnen und Bürger beeinträchtigt 
worden ist. 

Die Gemeindevertretung ist daher 
einem entsprechenden Beschlussvor-
schlag der Verwaltung zur Bearbei-
tung des Problems gefolgt. Bürger-
meister und Verwaltung sollten 
Lösungen entwickeln, wie dieser Ent-
wicklung entgegengewirkt werden 
könne. 

Es war naheliegend, dass wir uns als 
Gemeindeverwaltung zunächst an die 
Polizei gewendet haben. Im gemein-
samen Gespräch wurde bald deutlich, 
dass Prävention eine Aufgabe dar-
stellt, die nur durch das Zusammen-
wirken möglichst vieler Akteure und 
Professionen Erfolg versprechend be-
arbeitet werden kann. 

Unsere Leitfrage bei der konzeptio-
nellen Ausgestaltung des Projektes 
lautete daher: „Wer kann was am bes-
ten zur Erreichung der Projektziele 
beitragen?“ Aus Sicht der Gemeinde 
Neuenhagen war dies vor allem der 
enge und gute Kontakt zur Bevölke-
rung. Unterstützung und Hilfe haben 
wir von der Polizei und durch den Lan-
despräventionsrat erhalten. So hat die 
Polizei zunächst ein Lagebild erstellt, 
das die räumliche Verteilung von Ei-
gentumsdelikten in Neuenhagen so-
wie die Kriminalitätsentwicklung der 
letzten Jahre beinhaltete. 

Auf dieser Grundlage konnten wir 
einen maßgeschneiderten Maßnah-
menkatalog entwickeln. Außerdem 
hat die Polizei insbesondere das Ex-
pertenwissen über die Möglichkeiten 
der Vorbeugung von Eigentumskrimi-
nalität eingebracht. Informationen 
und Materialien zur kommunalen Kri-
minalprävention haben wir vom Lan-
despräventionsrat erhalten. Darin 

wurden u. a. Hinweise gegeben, wie 
Vorbeugung in der Kommune effektiv 
konzipiert und organisiert werden 
kann. Außerdem hat der Landesprä-
ventionsrat die Durchführung des 
Projektes sowie eine begleitende Eva-
luation finanziell unterstützt.

Was für Ziele haben Sie mit dem Pro-
jekt „Sicheres Neuenhagen“ im Einzel-
nen verfolgt?

Janina Meyer-Klepsch: Das unmit-
telbare Ziel bestand zunächst einmal 
darin, einen möglichst  großen Teil der 
Neuenhagener Bevölkerung über 
Möglichkeiten der Einbruchvorbeu-
gung zu informieren und ihnen ent-
sprechende polizeiliche Beratungsan-
gebote bekannt zu machen. 

Jürgen Schirrmeister: Von polizeili-
cher Seite bestand ein unmittelbares 
Ziel darin, möglichst viele Bürger mit 
dem Beratungsangebot zu erreichen 
und dazu zu veranlassen, Maßnahmen 
zum Eigentumsschutz zu ergreifen. 
Indirekt soll damit natürlich auch die 
Anzahl von Eigentumsdelikten ge-
senkt und das Sicherheitsgefühl in der 
Bevölkerung positiv beeinflusst wer-
den. 

Marcus Kober: Aus Sicht der wissen-
schaftlichen Begleitung war es beson-
ders erfreulich, dass die Gemeinde 
Neuenhagen und der Landespräventi-
onsrat eine dreimalige Befragung der 
Neuenhagener Gesamtbevölkerung 
ermöglicht haben. Dadurch wurde es 
möglich, Veränderungen in den Wahr-
nehmungen und Bewertungen  der 
Bürgerinnen und Bürger etwa zu Kri-
minalitätsproblemen in der Gemeinde, 
zum Sicherheitsgefühl, zu Maßnah-
men der Polizei und Gemeinde sowie 
zu vielen anderen Themen zu erhe-
ben. Es konnte nun auch überprüft 
werden, inwieweit die Zielsetzungen 
des Projektes erreicht wurden.

Was haben Sie konkret unternom-
men, um Möglichkeiten der Einbruch-
vorbeugung bekannt zu machen und 
das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Bürger zu steigern?

Janina Meyer-Klepsch: In erster Li-
nie haben wir die Stärke unserer Ge-
meinde, wie das reiche Vereinsleben 
und die zahlreichen Einrichtungen in 
kommunaler Trägerschaft genutzt, 
um die Bürger mit Informationen zu 
erreichen. Konkret wurden Flyer etwa 
in Kindertagestätten und Schulen 
verteilt. In der Bürgerberatung haben 
wir stets auf die Projektinhalte hinge-
wiesen. Es wurden Postwurfsendun-
gen in der Gemeinde verteilt sowie 

Die Projektverantwortlichen Janina Meyer-Klepsch und Jürgen Schirrmeister� Foto: @ Gemeinde Neuenhagen
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regelmäßige öffent-
lichkeitswirksame 
Maßnahmen durch-
geführt. Dazu zähl-
ten etwa 

■■ �die Durchführung 
eines konsituieren-
den Gründertages 
für das Netzwerk,

■■ �die vorbildhafte 
Kennzeichnung 
kommunalen Ei-
gentums (bei der 
freiwilligen Feuer-
wehr, dem Bauhof, 
kommunalen Kitas 
etc.) mit künstli-
cher DNA sowie 
eine entsprechen-
de Öffentlichkeits-
arbeit,

■■ �Schulungen der 
Verwaltungsmitar-
beiter zum Thema 
Vorbeugung von Ei-
gentumskriminali-
tät,

■■ �jährlich wiederkeh-
rende Veranstal-
tungen (Tag des Einbruchschutzes, 
Oktoberfest, Maifest, Seniorentag,  
S-Bahn-Tage, Seifenkistenrennen), 
bei denen die Gemeinde in Koopera-
tion mit der Polizei mit einem Pro-
jektstand präsent war und zum Prä-
ventionsprojekt sowie den Möglich- 
keiten der Vorbeugung von Eigen-
tumskriminalität informiert hat,

■■ �eine kontinuierliche, aktive, ziel-
gruppengerechte projektbezogene 
Medien- und Öffentlichkeitsarbeit,

■■ �die jährliche Durchführung einer Si-
cherheitsmesse, 

■■ �Informationsveranstaltungen bei 
Vereins- und Einwohnerversamm-
lungen sowie

■■ �eine Beschilderung „Sichere Adresse 
Neuenhagen” an zentralen Ortsein-
gangsstraßen.
Mit all diesen Maßnahmen ist es uns 

gelungen, Einbruchvorbeugung in der 
Bevölkerung zum Thema zu machen 
und den Bürgerinnen und Bürgern 
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie Ein-
bruch und Diebstahl verhindert wer-
den können.

Daran würde ich gerne anknüpfen. Sie 
sind mit dem Projektverlauf insge-
samt sehr zufrieden. Was im Einzel-
nen haben Sie erreicht?

Janina Meyer-Klepsch: Aus unserer 
Sicht besteht der wesentliche Erfolg 
des Projektes darin, dass es uns gelun-
gen ist, das subjektive Sicherheitsge-

fühl in Neuenhagen deutlich zu ver-
bessern. Wenn die Menschen sich in 
ihrem Wohnort sicher fühlen, bedeu-
tet dies Lebensqualität.

Marcus Kober: Unsere Befragungen 
haben gezeigt, dass der Anteil der 
Bürger, die sich auch bei Dunkelheit in 
ihrer Wohngegend sehr oder ziemlich 
sicher fühlen im Verlauf des Projektes 
auf annährend drei Viertel der Bürge-
rinnen und Bürger gestiegen ist, was 
einer Steigerungsrate von 21 % ent-
spricht. Die Antworten der Bürger ha-
ben zudem deutlich gezeigt, dass das 
Thema Eigentumskriminalität in der 
Bevölkerung nahezu gänzlich an Be-
deutung verloren hat. Während in der 
Ausgangsbefragung vor Projektbe-
ginn Wohnungseinbrüche und Kfz-
Diebstähle von vielen Bürgern als 
drängende Sicherheitsprobleme in 
Neuenhagen bezeichnet wurden, 
werden diese Delikte in den folgenden 
Befragungen kaum mehr benannt.

Jürgen Schirrmeister: Natürlich ist 
das verbesserte Sicherheitsgefühl in 
der Bevölkerung auch aus polizeilicher 
Sicht ein ganz wichtiges Erfolgskriteri-
um. Besonders hervorzuheben ist da-
bei, dass die Bürger für das Thema  
Vorbeugung sensibilisiert werden 
konnten, ohne diese in Panik zu ver-
setzen. Zudem ist es gelungen, die 
Bürger dazu zu motivieren sich nicht 
erst beraten zu lassen, wenn sie selbst 
oder ein Nachbar von einem Einbruch 

betroffen gewesen sind. Die Nachfra-
ge nach polizeilicher Beratung erfolg-
te in zunehmendem Maße tatsächlich 
präventiv und nicht erst in Abhängig-
keit von einer möglichen Tatortnähe 
oder aus direkter Betroffenheit (vgl. 
Abb. 1). 

Auch ist der Bekanntheitsgrad poli-
zeilicher Präventionsangebote im Pro-
jektverlauf deutlich gestiegen und 
wurde entsprechend wesentlich in-
tensiver nachgefragt. Im Projektver-
lauf fand fast jede zweite polizeiliche 
Sicherheitsberatung, die im gesamten 
Landkreis Märkisch-Oderland durchge-
führt wurde, allein in Neuenhagen 
statt. Die Polizei besitzt in der Bevöl-
kerung eine sehr hohe Glaubwürdig-
keit, wie vor allem die Befragung der 
beratenen Bürger gezeigt hat. Beson-
ders deutlich wurde dies auch durch 
den hohen Umsetzungsgrad polizeili-
cher Empfehlungen, verbunden mit 
der Bereitschaft, zum Teil nicht uner-
hebliche Geldmittel einzusetzen, um 
den Sicherheitsstandard der eigenen 
vier Wände deutlich zu erhöhen.

Aber nicht nur die Prävention hat 
durch das Projekt positive Resonanz 
erfahren, sondern auch die Arbeit und 
Wahrnehmung der Polizei im Land-
kreis insgesamt. Es wurden von den 
Bürgern alle abgefragten polizeili-
chen Aktivitäten – auch die repressi-
ven – viel besser bewertet als in der 
Ausgangsbefragung, obwohl in die-

Abb.1: Verortung von Einbrüchen und polizeilichen Beratungen (Zeitraum Oktober 2014 bis Oktober 2015)
� Quelle: Polizeiliche Vorgangsverwaltung)
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sem Bereich ganz bewusst während 
der Projektlaufzeit nichts verändert 
wurde. 

Nicht zuletzt bewerten wir es als 
Erfolg, dass die Einbruchzahlen in 
Neuenhagen ganz erheblich gesunken 
sind und sich im Projektzeitraum 
mehr als halbiert haben. Zugleich stieg 
bei den erfassten Wohnungseinbrü-
chen der Anteil der Versuche auf zu-
letzt 46 % (vgl. Abb. 2), ein für das Land 
Brandenburg richtig guter Wert. Zwar 
ist es methodisch schwierig die Krimi-
nalitätsentwicklung als unmittelbare 
Folge der Projektdurchführung zu in-
terpretieren und diesbezüglich einen 
kausalen Zusammenhang herzustel-
len, doch zeigt der Blick auf Ver-
gleichsgemeinden, dass es sich bei 
dem gemessenen Rückgang der Ein-
bruchzahlen nicht um einen landes-
weit einheitlichen Trend handelt. 

Inwieweit halten Sie das Projekt „Si-
chere Adresse Neuenhagen“ für über-
tragbar auch auf andere Gemeinden? 

Jürgen Schirrmeister: Grundsätzlich 
ist sehr darauf geachtet worden, dass 
der projektbezogene Beitrag der Poli-
zei mit einem Kräfteaufwand betrie-
ben wird, der auch anderswo realisier-
bar ist. Es hätte ja nichts gebracht, im 
Projektverlauf einen außergewöhnlich 
hohen personellen Aufwand zu betrei-

Gemeinde 2011 2012 2013 2014 2015

Neuenhagen Gesamt 30 41 68 35 24

Versuche 13 
(43 %)

15 
(37 %)

19  
(28 %)

15  
(43 %)

11  
(46 %)

Vollendet 17  
(57 %)

26  
(63 %)

49 
(72 %)

20 
 (57 %)

13  
(54 %)

Vergleichs- 
gemeinde I

Gesamt 42 34 77 71 88

Versuche 9 
(21%)

12 
 (35 %)

27  
(35 %)

21  
(30 %)

30 
(34 %)

Vollendet 33  
(79 %)

22  
(65 %)

50  
(65 %)

50  
(70 %)

58  
(66 %)

Vergleichs- 
gemeinde II

Gesamt 42 30 55 48 25

Versuche 5  
(12 %)

8  
(27 %)

9  
(16 %)

12 
(25 %)

3  
(12 %)

Vollendet 37  
(88 %)

22 
(73 %)

46  
(84 %)

36 
(75 %)

22 
(88 %)

Vergleichs- 
gemeinde III

Gesamt 40 69 126 124 92

Versuche 11 
(28 %)

18  
(26 %)

38  
(30 %)

40 
(32 %)

35  
(38 %)

Vollendet 29 
(72 %)

51  
(74 %)

88 
(70 %)

84  
(68 %)

57  
(62 %)

Abb. 2: Wohnungseinbruchdiebstahl Anteile versuchte/vollendete Taten� Quelle: PKS 2011–2015

Der Anteil unvollendeter, versuchter 
Einbrüche in Neuenhagen steigt im 
Projektverlauf stark an und liegt auf 
einem deutlich höheren Niveau, als 
dies in den brandenburgischen 
Vergleichsgemeinden der Fall ist.

ben, der über die üblichen polizeili-
chen Ressourcen hinausgeht. Dann 
hätten die gemachten Erfahrungen 
nur eine begrenzte praktische Rele-
vanz für andere Gemeinden und Poli-
zeidienststellen.

Janina Meyer-Klepsch: Im Grund-
satz sind natürlich alle Maßnahmen 
auch in anderen Kommunen realisier-
bar. Doch sollte das Projekt nicht als 
Blaupause verstanden werden, son-
dern für jede Kommune sollte eine in-
dividuell passende Form der Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Akteure 
gefunden werden. Zugleich gibt es 
nach unserer Erfahrung aber einige 
Gelingensbedingungen, die sich als 
bedeutend für unser Projekt erwiesen 
haben.

Eine wichtige Voraussetzung für 
das kommunale Engagement ist, dass 
es politisch von den Stadt- bzw. Ge-
meindevertretungen getragen wird 
und die Bürgermeisterin bzw. der 
Bürgermeister ihre Verantwortung 
klar wahrnehmen, wenn es die Situa-
tion erfordert. Die Projektbeteiligten 
sollten sich fachlich gut aufstellen 
und die Arbeit, je nach verfügbaren 
Kompetenzen und Ressourcen, auf 
mehrere Schultern verteilen. Krimi-
nalpräventive Projekte sollten konse-
quent einen gesamtgesellschaftli-
chen Ansatz verfolgen und lokal mit 

allen verfügbaren Akteuren gemein-
sam und auf Augenhöhe die besten 
Lösungen suchen.

Ein großes Manko aller Projekte be-
steht darin, dass sie irgendwann be-
endet werden und auch gute Maß-
nahmen dann im Sande zu verlaufen 
drohen. Gilt dies auch für das Projekt 
„Sichere Adresse Neuenhagen“?

Janina Meyer-Klepsch: Auch wenn 
Einbrüche und andere Formen der Ei-
gentumskriminalität von den Neuen-
hagenern mittlerweile nicht mehr als 
so großes Problem angesehen wer-
den, besetzen wir das Thema auch 
weiterhin. Seit 2016 ist das Projekt in 
die laufende Verwaltungsarbeit integ-
riert und es werden jährlich einige 
Tausend Euro für konkrete Maßnah-
men bereitgestellt. Die Mittel werden 
insbesondere für die Durchführung 
der Sicherheitsmesse, Werbeartikel, 
Zeitungsanzeigen, Druckerzeugnisse 
und Unterhaltungsangebote einge-
setzt. Der Personalaufwand ist eher 
gering einzuschätzen, da wir in den 
letzten Jahren Routinen entwickelt 
haben und viele helfende Hände un-
terstützen. Von bleibendem Wert sind 
für uns zudem die entstandenen Kon-
takte und Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit. 

Jürgen Schirrmeister: Der kurze 
Draht zu den Ansprechpartnern in der 
Gemeinde und unsere Erfahrungen 
mit den Rahmenbedingungen und Ar-
beitsweisen der Projektpartner sind 
wichtige Voraussetzungen dafür, dass 
wir zukünftig schnell und zielgerich-
tet gemeinsam auf etwaige neue Pro-
blemstellungen reagieren können.

Marcus Kober: Allzu häufig wird die 
Nachhaltigkeit von Präventionsmaß-
nahmen nicht in ausreichendem Maße 
berücksichtigt. Es stellt sich dann die 
Frage, ob erzielte positive Wirkungen 
verpuffen oder auch dauerhaft beste-
hen. Wir freuen uns daher besonders, 
dass mit einigem zeitlichen Abstand 
geplant ist, die mittelfristigen Wirkun-
gen des Projektes durch eine weitere 
Bevölkerungsbefragung zu ermitteln.

Frau Meyer-Klepsch, Herr Schirrmeis-
ter, Herr Kober, ich danke Ihnen für 
das Gespräch.




